
Nachschlagewerk: ja 
BGHZ: nein

GG Art. 5 Abs. 1; BGB §§ 823 Ai, 1004

Zur Frage, unter welchen Voraussetzungen sich ein Großunter­
nehmen gegen die Aufforderung eines Publikationsorgans an 
seine Vertragspartner zum kollektiven Vertragsbruch mit 
der Unterlassungsklage zur Wehr setzen kann (Aufforderung zum 
“Mietboykott").
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Der VI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf die mündliche Verhand­
lung vom 29. Januar 1985 durch den Vorsitzenden Richter Dr. Steffen und die 
Richter Dr. Ankermann, Dr. Lepa, Bischoff und Dr. Schmitz 
für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil 
des 9. Zivilsenats des Kammergerichts vom 
26. April 1983 wird zurückgewiesen.

Die Kosten der Revision fallen den 
Beklagten zur Last.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Die Klägerin verwaltet in Berlin mehr als 30.000 Mietwohnungen, die ihr 
zum Teil gehören. Ihre Mieteinnahmen betragen etwa 9 Millionen DM monat­
lich. Die Erstbeklagte betreibt in Berlin einen Verlag, in dem "D^Tp^p-  

( t ^ )  mit einer Auflage von etwa 10.000 Exemplaren erscheint. In 
der Ausgabe der " t ^ "  vom 24. September 1981 erschien in der Aufmachung 
einer Anzeige ein Aufruf zum "Mietboykott für Mieter der 
Verfasserin dieses Aufrufs i s t  die zweitbeklagte Redakteurin der Erstbe­
klagten. In dem Aufruf heißt es:

"Aus Protest gegen die Wohnungspolitik der Nppp 
und angesichts der geräumten und verwüsteten Häuser 
fordere ich alle diejenigen auf, die mit ihrer Miete 
die Städte-Zerstörung der NH unterstützen, diese Miete 
für 1 Monat auf ein Sperrkonto zu überweisen. Wir Mieter 
erklären unsere NH-Wohnungen für einen Monat lang für 
besetzt."
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In der Ausgabe der " t ^ "  vom 28. September 1981 erschien unter dem 
Hinweis "Mietboykott" ein weiterer Artikel mit der Überschrift "Wir zahlen 
für 1 Monat keine Miete an die Dieser Artikel wird mit
folgendem Text eingeleitet:

“In der m  vom 24.9. war in einem Aufruf Widerstand 
gegen die Wohnungspolitik der Neuen Heimat gefordert 
worden. "Einen Monat lang keine Miete für die N^^
H^BI"* Auf die Anzeige meldeten sich Mieterläden und 
Mieterinitiativen, insgesamt etwa 30 Leute, die sich 
an dem Boykott beteiligen wollen. Ein Rechtsanwalt 
machte sich Gedanken zu einer möglichen juristischen 
Begründung."

Es folgen Ausführungen zur rechtlichen Problematik des "Mietboykotts" 
sowie das Muster eines Schreibens, mit dem die Mieter der Klägerin u.a. 
mitteilen sollten, daß sie wegen deren Wohnungspolitik ein Zurückbehal­
tungsrecht ausüben und eine Monatsmiete auf ein Sperrkonto überweisen.

Die Klägerin erblickt in dem Aufruf zum "Mietboykott" einen rechtswid­
rigen Eingriff in ihren eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb. Sie 
hat die Verurteilung der Beklagten zur Unterlassung der Aufforderung zum 
"Mietboykott" sowie die Verurteilung der Erstbeklagten zur Veröffentlichung 
einer Mitteilung begehrt, in der die Erstbeklagte ihren Lesern und Mietern 
der empfehlen soll te ,  dem Aufruf zum "Mietboykott" nicht zu
folgen und die Mieten vertragsgemäß zu zahlen.

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. Es hat in den Veröffentlichun­
gen zwar Eingriffe in den Gewerbebetrieb der Klägerin erblickt, jedoch die 
Auffassung vertreten, daß diese Eingriffe durch das Recht der freien 
Meinungsäußerung aus Art. 5 Abs. 1 GG gerechtfertigt seien.
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Auf die Berufung der Klägerin hat das Kammergericht der Unterlassungs- 
klage stattgegeben, die Berufung jedoch zurückgewiesen, soweit sie sich 
gegen die Verneinung eines Anspruchs der Klägerin gegen die Erstbeklagte 
auf Veröffentlichung einer Empfehlung an die Leser der " t ^ "  und Mieter der 

wendet.

Gegen dieses Urteil r ichtet sich die Revision der Beklagten, mit der 
sie die Wiederherstellung des Urteils des Landgerichts erstreben.

Entschei dungsgründe

I.

Das Berufungsgericht hält den Aufruf der Zweitbeklagten in der Ausgabe 
der "t^|" vom 24. September 1981 für einen rechtswidrigen Eingriff in den 
eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb der Klägerin, für den auch 
dann, wenn der Aufruf als eine außerhalb des redaktionellen Teils er­
schienene Anzeige aufzufassen sei, die Erstbeklagte als Verlegerin mitver­
antwortlich sei. Für ein Unternehmen, das - wie die Klägerin - in großem 
Umfang Wohnraum vermiete, bedeute die in einem Publikationsorgan erschei­
nende Aufforderung an die Mieter, für einen Monat die Miete auf ein Sperr­
konto zu zahlen, eine vorsätzliche Gefährdung der wirtschaftlichen Betäti­
gung und damit einen betriebsbezogenen Eingriff in den Gewerbebetrieb. 
Dieser Eingriff sei auch rechtswidrig; er werde nicht durch das Grundrecht 
der Beklagten auf freie Meinungsäußerung gerechtfertigt. Zwar seien die 
Beklagten durchaus befugt, die "Wohnungspolitik" der Klägerin öffentlich in 
der Presse zu krit is ieren, vorausgesetzt, die Kritik erfolge durch Argumen­
te. Dies sei aber nicht geschehen, vielmehr hätten die Beklagten auf die 
Klägerin wirtschaftlichen Druck auszuüben versucht, um sie zu einer 
Änderung ihres "wohnungspolitischen" Verhaltens zu nötigen. Der Aufruf sei
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eine Aufforderung zur Rechtsverletzung, die das Recht auf freie Meinungs­
äußerung nicht gestatte. Es bestehe die Gefahr, daß die Beklagten den bean­
standeten Aufruf ungeachtet der geringen Resonanz, den er in der Vergangen­
heit gefunden habe, wiederholten.

II.

Diese Erwägungen halten den Angriffen der Revision im Ergebnis stand.
Mit Recht hat das Berufungsgericht den Aufruf zum "Mietboykott" als rechts­
widrigen Eingriff der Beklagten in den Gewerbebetrieb der Klägerin gewer­
tet ,  gegen den sich die Klägerin gem. §§ 823 Abs. 1, 1004 BGB mit der vor­
beugenden Unterlassungsklage zur Wehr setzen kann.

1. Allerdings erfaßt der deliktisehe Schutz des eingerichteten und aus­
geübten Gewerbebetriebes nur betriebsbezogene Eingriffe (BGHZ 55, 153, 161; 
59, 30, 35; 69, 128, 139; vgl. ferner Steffen in BGB- RGRK, 12. Auf!., §
823 Rdn. 41 m.w.N.). Er b e t r i f f t  damit nur spezifische Eingriffe, die sich 
gegen den betrieblichen Organismus oder die unternehmerische Entscheidungs­
freiheit  richten. Dabei muß es sich um Eingriffe handeln, denen eine Scha­
densgefahr eigen i s t ,  die über eine bloße Belästigung oder eine sozialüb­
liche Behinderung hinausgeht. Um einen solchen Eingriff handelt es sich 
aber hier.

Die Mieter der Klägerin, an die sich der Aufruf zum "Mietboykott" rich­
te te,  sollten die Erfüllung ihrer vertraglichen Verpflichtung zur Mietzins­
zahlung für einen Monat verweigern. Durch die beabsichtigte massenhafte 
Zahlungsverweigerung, die schlagartig einsetzen soll te, soll te nach den 
Vorstellungen der Zweitbeklagten die Organisation der Klägerin spürbar ge­
troffen werden. Eine solche Aufforderung zum organisierten Vertragsbruch
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i s t  angesichts der Eigenart des Betriebes der Klägerin ihrer Natur nach 
nicht unerheblich. Die gewerbliche Tätigkeit der Klägerin i s t  auf die Ver­
waltung von Wohnungen ausgerichtet. Die unerwartete und plötzliche Notwen­
digkeit, in einer Vielzahl von Fällen die Mieter zur Erfüllung ihrer Ver­
tragspflichten zu zwingen, hätte die Klägerin vor eine zusätzliche Aufgabe 
gestell t ,  auf die sie nicht vorbereitet war. Diese zusätzliche Belastung 
des betrieblichen Organismus der Klägerin war das Ziel des Aufrufs. Zwar 
geht der Senat im Gegensatz zur Auffassung des Berufungsgerichts nicht 
davon aus, daß diese Belastung und die mit ihr verbundene Vorenthaltung 
eines Teiles der Mieteinnahmen, selbst wenn sie das von der Verfasserin des 
Aufrufs erhoffte Ausmaß erreicht hätte, die Grundlage und den Bestand des 
Gewerbebetriebes der Klägerin zu bedrohen vermochten. Die mit der Auffor­
derung zum "Mietboykott" bezweckte Belastung der betrieblichen Tätigkeit 
der Klägerin war jedoch nach ihrer Anlage durchaus geeignet, die Abläufe im 
Betrieb der Klägerin in empfindlicher Weise zu stören.

Der beanstandete Aufruf soll te die Störaktion ins Werk setzen; er i s t  - 
nicht anders als die geplante Störaktion selbst - a l s  betriebsbezogener An­
griff  auf die Klägerin zu bewerten. Seine geringe Resonanz war nicht ohne 
weiteres vorauszusehen; insoweit konnte das Berufungsgericht zu Recht in 
der Aufforderung selbst eine ernst zu nehmende Bedrohung fiir die Klägerin 
sehen.

Dieser Eingriff i s t  auch der Erstbeklagten als Verlegerin zuzurechnen, 
und zwar auch dann, wenn der Aufruf wegen seiner fiir einen redaktionellen 
Beitrag ungewöhnlichen Erscheinungsform als Anzeige aufzufassen wäre (BGHZ 
59, 76, 78/82).

2. Der Anspruch der Klägerin auf Unterlassung des Aufrufs zum 
"Mietboykott" scheitert auch nicht an der Subsidiarität des Unternehmens- 
schutzes.
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Das von der Rechtsprechung entwickelte Recht am eingerichteten und aus­
geübten Gewerbebetrieb i s t  ein "Auffangtatbestand", auf den Ansprüche nur 
gestützt werden können, wenn dies geboten i s t ,  um eine sonst bleibende 
Lücke im Rechtsschutz zu schließen (vgl. BGHZ 45, 296, 307; 59, 30, 34;
65, 325, 328; 69, 128, 138 f . ) .  Dabei i s t  zu beachten, daß der Delikts­
schutz des Gewerbebetriebes nicht in einen allgemeinen deliktischen Ver­
mögensschutz für Gewerbetreibende ausufern darf, der eine nicht gerecht­
fertigte haftungsrechtliche Privilegierung des Unternehmens zur Folge hätte 
(BGHZ 90, 113, 123). Insbesondere g i l t  es zu verhindern, daß vertragliche 
Positionen auf dem Umweg über den Schutz des Gewerbebetriebes in den delik- 
tisehen Schutzbereich gelangen. Deshalb wird der Aufforderung zum Vertrags­
bruch in der Regel nicht mit der Geltendmachung des Rechts am Gewerbebe­
trieb begegnet werden können.

Im Streitfall i s t  davon auszugehen, daß eine nachhaltige Verweigerung 
der vertraglichen Pflichten durch eine ins Gewicht fallende Zahl von 
Mietern ins Auge gefaßt war; denn nur sie hätte nach den Vorstellungen der 
Zweitbeklagten das erklärte Ziel, der "Wohnungspolitik" der Klägerin ein 
al lse i ts  beachtetes Zeichen entgegenzusetzen, erreichen können. Wäre ent­
sprechend der Zielsetzung der Zweitbeklagten auch nur ein nicht unerheb­
licher Teil der Mieter der Klägerin der Aufforderung zum "Mietboykott" 
gefolgt, so hätte die Klägerin die Durchsetzung ihrer Ansprüche - wie sie 
unbestritten vorgetragen hat - vor Probleme gestell t ,  die sie mit ihrem für 
eine solche unvorhersehbare Belastung nicht organisierten Geschäftsbetrieb 
nur schwer hätte bewältigen können. In einem solchen Fall der gegen den 
betrieblichen Organismus gerichteten Aufforderung zum kollektiven Vertrags­
bruch, dem der dem Betroffenen aus seiner Vertragsposition zustehende 
Rechtsschutz faktisch nicht gewachsen i s t ,  entspricht es dem Schutzgedanken 
des Rechts am eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb, dem Betroffenen 
die Möglichkeit zu erhalten, wirksam, d.h. in derartigen Fällen schon im 
organisatorischen Vorfeld, gegen die Quelle der Störung der Vertragsbe­
ziehungen einzuschreiten.



3. Gegenüber dem Interesse der Klägerin an der Abwehr der ihrem Gewerbe­
betrieb durch den Aufruf zum “Mietboykott" drohenden Beeinträchtigung 
können sich die Beklagten nicht mit Erfolg auf ihre Grundrechtspositionen 
aus Art. 5 Abs. 1 GG berufen. Zwar stehen die Erstbeklagte als Verlegerin 
und die Zweitbeklagte als Journalistin unter dem Schutz der Pressefreiheit 
aus Art. 5 Abs. 1 Satz 2 GG; überdies machte die Zweitbeklagte mit der 
Veröffentlichung ihres Aufrufs von ihrem Recht auf Meinungsäußeru.ngsfrei- 
heit Gebrauch (Art. 5 Abs. 1 Satz 1 GG). Oer Grundrechtsschutz kommt hier 
aber nicht zum Tragen, weil die Zweitbeklagte ihre Ziele mit Mitteln 
durchzusetzen versuchte, die der Grundrechtsschutz nicht deckt.

Ihr Ziel war die Bekämpfung der "Wohnungspolitik" der Klägerin. Art. 5 
Abs. 1 GG gab ihr zwar das Recht, sich für dieses Ziel innerhalb der 
Schranken des Art. 5 Abs. 2 GG publizistisch einzusetzen. Dabei setzten ihr 
aber die Grundrechte in der Wahl der Mittel der Ziel Verfolgung Grenzen. Sie 
beschränkten sie auf den Einsatz von Argumenten. Zwar gestatteten ihr die 
Grundrechte, ihren Standpunkt in der Öffentlichkeit nachdrücklich und 
wirkungsvoll zu vertreten; insoweit brauchte sie sich zur Schonung der 
Klägerin keine Zurückhaltung aufzuerlegen. Jedoch decken die Gewährleistun­
gen in Art. 5 Abs. 1 GG nur den Einsatz von Mitteln, die der Durchsetzung 
des eigenen Standpunktes in der geistigen Auseinandersetzung adäquat sind. 
Der Rechtsbruch, sei es auch in der Form des Vertragsbruchs, i s t  kein von 
Art. 5 Abs. 1 GG geschützter Weg, die eigene Überzeugung durchzusetzen. 
Deshalb wird auch die Aufforderung der Beklagten zur kollektiven Verletzung 
der Mietverträge von der Meinungs- und Pressefreiheit nicht gedeckt.



4. Die weiteren Voraussetzungen der vorbeugenden Unter!assungsklage - 
insbesondere die Wiederholungsgefahr - hat das Berufungsgericht rechts­
fehlerfrei festgestellt .  Dies greif t  die Revision auch nicht an.

Dr. Steffen Dr. Ankermann Dr. Lepa

Bi schoff Dr. Schmitz
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